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Drei Schulen, drei Parallelwelten
ALEXANDRA PARRAGH

S
ie stehen Tür an Tür in der
Schopenhauerstraße 79 im
18. Bezirk in Wien – die
Neue Mittelschule (NMS),
die Polytechnische Schule

und das Gymnasium Klostergasse,
das nach der angrenzenden Seiten-
straße benannt ist. „Im Prinzip
könnte man einen Stein in das Klas-
senzimmer der benachbarten Schu-
le werfen, so nah sind wir beieinan-
der“, scherzt Erika Tiefenbacher,
die Direktorin der NMS. Sie weiß
am besten, dass tatsächlich Welten
zwischen ihren Schülerinnen und
Schülern und jenen der AHS liegen.

Das beginnt bei den „90 bis 100
Prozent“ der Schüler an der NMS,
die zu Hause eine andere Sprache
als Deutsch sprechen, weil sie
selbst oder ihre Eltern vorwiegend
aus der Türkei, dem ehemaligen Ju-
goslawien, Afghanistan oder Syrien
stammen. Und es geht damit weiter,
dass ihre Eltern meistens nicht stu-
diert, vielleicht einen Beruf erlernt
haben. So wie die Eltern von Zey-
ned aus der 2b – die Mama Öster-

reicherin und Verkäuferin, der Papa
ein gebürtiger Türke und Bauarbei-
ter. Ihre Klassenkollegin Michelle
stammt zwar aus einer österreichi-
schen Familie. Sie wächst aber mit
fünf Geschwistern auf. Um Michel-
les Ausbildung sorge sich nur die
Oma, erzählen ihre Lehrerinnen.

Schüler mit diesem familiären
Hintergrund findet man an der be-
nachbarten AHS hingegen selten.
„Bei uns ist ein Drittel der Kinder
Migranten mit einer andere Erst-
sprache als Deutsch. Aber das sind
meist Kinder von Botschaftsmitar-
beitern, Wissenschaftern, Unter-
nehmern, die in Österreich arbei-
ten“, klärt AHS-Direktorin Karin
Lobner-Schatzl die SN auf. Dem-
entsprechend engagiert seien auch
die Eltern, wenn es um die Schul-
leistungen ihre Zöglinge gehe. „Ich
habe türkische Mütter und Väter,
die den muttersprachlichen Unter-
richt ablehnen, weil sie unbedingt
wollen, dass ihr Kind Deutsch
spricht“, erzählt Lobner-Schatzl.

So etwas kann Franz Burda, dem
Direktor der Polytechnischen Schu-
le, die zwischen dem NMS-Gebäu-

de und der AHS steht, kaum passie-
ren. Er weiß, dass viele seiner
275 Schülerinnen und
Schüler an seiner
Schule sind, weil sie
auf keine Unterstüt-
zung ihrer Eltern
zählen können – sei
es auch nur, weil sie
sich mit dem öster-
reichischen Schul-
system nicht aus-
kennen. Burda ist
deshalb schon froh, wenn es gelingt,
den meisten binnen eines Jahres ei-
ne Lehrstelle oder einen Platz in ei-
ner weiterführenden Schule, meist
einer BMHS, zu vermitteln – so wie
es die Aufgabe eines „Polys“ ist. Sie
haben dort neben Mathematik,
Deutsch und Englisch auch Berufs-
orientierung und Berufsberatung
auf dem Stundenplan, um in den
schuleigenen Werkstätten, Büros
und Küchen die ersten Handgriffe
als Elektrotechniker, Bürokauf-
mann oder Koch zu erlernen. Eine
Erfahrung, die Direktor Burda je-
dem Schüler empfehlen würde,
auch wenn er in eine NMS oder

AHS geht. „Ich wäre dafür, aus den
Polytechnischen Schulen Praxis-
schulen zu machen, in der jeder
Schüler – neben dem Unterricht an
seiner Stammschule – ein bis zwei
Praxistage in der Woche besucht“,
erklärt er im SN-Gespräch. Burda
findet, dass es jedem Viertklassler
guttäte, mit Schülern, mit denen
man sonst nichts zu tun hat, in der
Klasse zu sitzen.

Dass Schulen Parallelwelten sein
können, beweist das Beispiel der
Schopenhauerstraße. Dabei tun die
hiesige NMS, die Polytechnische
Schule und die AHS ihr Bestes, um
zusammenzuarbeiten. Zum Bei-

spiel sind die „Poly“-Schüler jedes
Jahr beim „Nachbarschaftsfest“, das
die Bezirksvorstehung gemeinsam
mit der Neuen Mittelschule im Mai
veranstaltet. Die Küche und die
drei Turnsäle teilen sie sich ohnehin
mit den NMS-Schülern.

Dank des Engagements ihrer
Lehrer arbeiten auch die NMS
Schopenhauerstraße und das Gym-
nasium Klostergasse immer wieder
eng zusammen. Den Anfang machte
ihr Projekt „Vielfalt der Kulturen,
ungleiche Stadt“ vor einigen Jahren,
wo Schüler der NMS und des Gym-
nasiums gemeinsam mit Studenten
der Wirtschaftsuniversität ihre fa-
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WIEN (SN-pur). Mehr Freiheit zu
autonomen Entscheidungen for-
dern die Universitäten von der
nächsten Bundesregierung. Jede
Universität soll selbst entschei-
den, ob sie Studiengebühren ein-
hebt und wie weit sie die Studien-
plätze in bestimmten Fächern be-
schränkt, fordert der Präsident
der Universitätenkonferenz, Rek-
tor Heinrich Schmidinger.

Er wisse, dass es vor allem in
der Frage der Studiengebühren
verhärtete Positionen gebe. Da-
her, so sagte Schmidinger, würde

Universitäten rufen
nach mehr Freiheit

er sich wünschen, dass das Pro-
blem bereits bei den Koalitions-
verhandlungen angesprochen und
gelöst werde.

Die zweite große Forderung der
Universitäten ist die nach mehr
Geld. Allein für die Studienplatz-
finanzierung und den Ausbau der
Studienplätze brauche es 330 Mil-
lionen Euro zusätzlich pro Jahr.
Schmidinger verwies darauf, dass
die Summe, die noch für die Hypo
Alpe Adria notwendig sein wird,
beinahe dem Uni-Budget von
sechs(!) Jahren entspricht.

Ein besseres
Bildungssystem
Österreich leistet sich eines der
teuersten Bildungssysteme der
Welt. Trotzdem schneiden unsere
Schüler und Studenten in interna-
tionalen Bildungstest und Ran-
kings nicht gut ab. Im Wahlkampf
überbieten sich die Parteien regel-
recht mit Vorschlägen, wie Schule
besser werden soll. Das Problem:
Sie schließen einander aus.
Und was sagen Sie? Diskutieren
Sie mit uns unter www.salz-
burg.com/buergerprogramm

Bild: SN/MIMIKOPCSA

Zeynep und Michelle gehen in die 2b der Neuen Mittelschule. Sie mögen ihre Schule, weil es so viele verschiedensprachige Kinder gibt, wie sie sagen. Bild: SN/PIPPA
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Kleines ABC für ein
besseres Bildungssystem

ALEXANDRA PARRAGH

A wie Ausgaben:
Mit 11,2 Prozent der

Staatsausgaben, 9600 Euro pro
Kopf, gibt Österreich über-
durchschnittlich viel für die Bil-
dung seiner Bürger aus. Den-
noch kommt nicht viel davon
beim einzelnen Schüler/Studen-
ten an. Mit 7,2 Prozent ist die
Zahl der Schulabbrecher im EU-
Vergleich niedrig, aber dennoch
beachtlich – und die Akademi-
kerquote mit 19 Prozent laut
OECD vergleichsweise gering.

C wie Chancengleichheit:
Das Elternhaus entschei-

det, wie weit hinauf ein Kind in
Österreich auf der Bildungslei-
ter kommt. Während mehr als
die Hälfte der Akademikerkin-
der wieder Akademiker wer-
den, schaffen das nur fünf Pro-
zent jener Kinder, deren Eltern
maximal einen Hauptschulab-
schluss haben. Derzeit sieht es
nicht so aus, als könnten die
Neuen Mittelschulen, in die alle
Hauptschulen bis 2018 umge-
wandelt werden, etwas daran
ändern. In den Städten drängen
Eltern weiter darauf, ihre Kin-
der in Gymnasien unterzubrin-
gen. Dabei meinen Bildungsex-
perten, es komme für gute Schu-
len weniger auf die Form als auf
die Unterrichtsqualität an.

D wie Dienstrecht der Lehrer:
14 Wochen Ferien bei einer

20-Stunden-Woche? An diesem
Lehrerbild wird sich auch durch
das neue Dienstrecht nichts än-
dern, das die Regierung – auch
ohne die Lehrer – durchbringen
will. Es sieht mehr Geld für
Junglehrer für mehr Arbeit bei
weniger Gehaltssprüngen vor.
An dem System, dass Lehrerar-
beit in Schulstunden anstatt in
Arbeitszeit an der Schule ge-
messen wird, hält es ebenso fest
wie an der Zweiteilung in der
Lehrerausbildung: Pflichtschul-
lehrer an die Pädagogischen
Hochschulen, AHS- und BHS-
Lehrer an die Universitäten.
Einziger Unterschied: Es dür-
fen sich alle „Professor“ nen-
nen. Das allein macht den Beruf
des Lehrers nicht attraktiver.

F wie Forschung:
Österreich soll bei den Bes-

ten der Besten in der Forschung
mitmischen, gibt aber mit etwas
mehr als drei Mrd. Euro (2,81
Prozent des BIP) zu wenig an
öffentlichen Geldern für die
Forschung aus. Zumindest
reicht es nicht, um das ange-
strebte Ziel – 3,76 Prozent
des Bruttoinlandspro-
dukts bis zum Jahr 2020 –
zu erreichen. Dazu hätte
man laut Wirtschaftsfor-
schungsinstitut allein für
das Jahr 2012 84 Mill. Euro
mehr in die Hand nehmen
müssen – ein Fehlbetrag,
der sich bis 2015 auf 416
Mill. Euro summieren soll.
Unis und Forschungseinrich-
tungen klagen vor allem über
eine Unterfinanzierung der
aufwändigen Grundlagenfor-
schung und der Forschungsinf-
rastruktur.

G wie Gesamtschule:
Sie ist und bleibt auch nach

Jahrzehnten der Zankapfel zwi-
schen SPÖ und ÖVP – obwohl sie
in vielen europäischen Ländern,
allen voran in Finnland, längst
Realität ist. Fakt ist, dort dürfen
nur die Besten der Besten eines
Jahrgangs Lehrer werden. Klein-
gruppenunterricht für die schwa-
chen und für die starken Schüler
stehen an der Tagesordnung. Leh-
rer verfügen über einen ordentli-
chen Arbeitsplatz und werden von
ausreichend Stützlehrern, Sozial-
pädagogen und Psychologen un-
terstützt. Daher ist Ganztagsbe-
treuung in Finnland auch kein
Problem. Zumindest die hat die
rot-schwarze Regierung bereits
kräftig ausgebaut. Kanzler Wer-
ner Faymann (SPÖ) hat angekün-
digt, dafür doppelt so viel Geld –
320 Mill. Euro pro Jahr – in die
Hand zu nehmen, falls er denn
wiedergewählt wird.

K wie Kindergarten: Die Regie-
rung hat versprochen im Zuge

der neuen Lehrerausbildung auch
die Ausbildung der Kindergarten-
pädagogen zu verbessern. Sie soll-
ten mit den Lehrern an Schulen
gleichgestellt und künftig ein
Hochschulstudium absolvieren,
statt die Matura an den Bundesan-
stalten für Kindergartenpädago-
gik (Bakip) zu machen. Doch da-
raus wurde nichts. Dazu hätte
man die Gehälter für Kindergärt-
ner/-innen an jene der Lehrer an-
passen müssen. Das kann nie-
mand bezahlen, am allerwenigs-
ten die ohnedies maroden Ge-
meinden, die für die Erhaltung
der Kindergärten zuständig sind.
Dabei ist unbestritten, dass der
Kindergarten die allerwichtigste
Bildungseinrichtung ist. Hier kön-
nen Sprach- und Entwicklungsde-
fizite noch spielerisch ausgegli-
chen werden.

Mwie Mehrsprachigkeit:
Kürzlich ließ Staatssekretär

Sebastian Kurz damit aufhorchen,
dass ein Viertel der Taferlklassler
– und 60 Prozent der Migranten-
kinder – bei Schuleintritt nicht
Deutsch können. Sein Befund
deckt sich damit, dass Kinder mit
nicht deutscher Sprache häufiger
in Vorschulen, Sonderschulen und
Neuen Mittelschulen sitzen und
häufiger die Schule abbrechen.
Die Frage ist: Wie geht man mit
diesen Kindern um? Nützen ein
zweites verpflichtendes Kinder-
gartenjahr oder verpflichtende
Deutschkenntnisse vor Schulein-
tritt? Oder braucht es bloß mehr
individuelle Förderung?

S wie Studiengebühren:
Ihre Abschaffung war eines

der folgenschweren Wahlzuckerl
im Jahr 2008. Zwei Mal musste
der Verfassungsgerichtshof ein-
schreiten, weil die Regelungen –
auch die vom Wissenschaftsmi-
nister angeregte autonome Einhe-
bung durch die Unis – der Verfas-
sung widersprachen. Nun zahlen
wieder nur Bummelstudenten
und Studierende von außerhalb
der EU die 363,36 Euro Studien-
gebühren. Dabei drängen Jahr für
Jahr mehr Studenten an die Unis.
Besonders stark ist der Zustrom
deutscher Studierender. Dabei
fördern laut OECD Studienge-
bühren die soziale Durchmi-
schung, wenn zugleich das Stipen-
diensystem ausgebaut und Stu-
dentenkredite eingeführt werden.

U wie Unizugang:
Dass Aufnahmetests Wirkun-

gen zeigen, hat man heuer an den
Tests in Psychologie, Publizistik,
Ernährungswissenschaften und
Pharmazie sehen können. Dort
sind jedes Mal deutlich weniger
Bewerber angetreten, als sich an-
gemeldet haben. Auch wenn die
Uni Wien nun überlegt, deshalb
eine Prüfungsgebühr einzuführen,
wird sie über diese Nachricht
nicht sonderlich traurig sein. Sie
wird mehr ärgern, dass das Ge-
setz, das Aufnahmeverfahren nun
in fünf weiteren Studienrichtun-
gen zulässt, bis Ende März 2015
befristet ist. Die nächste Regie-
rung wird sich also erneut mit die-
sem Problem auseinandersetzen
müssen.

Z wie Zentralmatura:
Nach der Verschiebung um

ein Jahr wird sie im Schuljahr
2014/2015 an den AHS und zwölf
Monate später an den BMHS Rea-
lität – die standardisierte kompe-
tenzorientierte Reifeprüfung. Der
Widerstand der Lehrer, Eltern
und Schüler dagegen ist zwar
nicht mehr so groß wie zu Beginn,
aber auch nicht vollkommen ver-
ebbt. Nach wie vor fühlen sich ei-
nige von ihnen nicht gut darauf
vorbereitet, dass plötzlich alle
Maturanten in Deutsch, Mathe-
matik und in der Fremdsprache
dieselbe schriftliche Klausur ab-
solvieren sollen. Sie haben aber
ohnehin noch ein Jahr bis zum
Maturatermin 2015 Zeit. Heuer
sind nur die zwei Pioniere – das
Stiftsgymnasium St. Paul im La-
vanttal (Kärnten) und im Sport-
gymnasium Maria Enzersdorf
(NÖ) – an der Reihe. Da wird man
sehen, ob sich die Zentralmatura
bewährt.

Bildungsreform. Von A wie Ausgaben bis Z wie Zentralmatura
– was die nächste Regierung jedenfalls dringend anpacken muss.

miliären und kulturelle Unterschie-
de durchleuchtet haben. Für ihr
„Literatur Kreativ Tandem“ gewan-
nen beide Schulen 2011 den „Fair-
ness Award“. Dafür taten sich
NMS-Lehrerin Gerda Reißner und
die beiden AHS-Lehrer Heinrich
Nagy (Bildnerische Erziehung und
Werken) und Margaret Skopec
(Englisch) vom Gymnasium zusam-
men. „Meine Viertklassler haben
ihre Familiengeschichten erzählt,
die Siebtklassler des Gymnasiums
haben sie dann aufgeschrieben“, er-
zählt Reißner. Herausgekommen ist
eine gemeinsam gestaltete Ausstel-
lung.

Einfach zu organisieren sei das
aber nicht gewesen, betont Lehrer
Nagy. „Wir haben nicht das Perso-
nal wie die NMS. Bei uns ist nie-
mand für Projekte zuständig“,
meint er. Seine Direktorin, Karin
Lobner-Schatzl, kann das nur bestä-
tigen: „Wir müssen uns nach der
Decke strecken, um alles zu schaf-
fen. Im Gegensatz zu den NMS
wurde in die Gymnasien in den letz-
ten Jahren wenig investiert“, kriti-
siert sie. Dabei hätte Lobner-

Schatzl nichts dagegen, dass auch
an ihrer Schule Zweitlehrer in den
Hauptfächern unterrichten wie an
den NMS. Sie hätte auch gern mut-
tersprachlichen Unterricht, wie es
ihn an den NMS und Polytechni-
schen Schulen gibt. Sogar einer ge-
meinsamen Schule aller Zehn- bis
14-Jährigen steht sie persönlich of-
fen gegenüber – wenn es denn ge-
nügend Arbeitsplätze und Räume
für die Schüler gäbe, „damit sie sich
den ganzen Tag an der Schule auf-
halten können“.

In diesem Punkt ist sich Lobner-
Schatzl mit ihren Kollegen – Tiefen-
bacher und Burda – übrigens einig.
Alle drei Direktoren jammern über
Platzprobleme. Dabei könnte man
meinen, dass sich doch bei drei
Schulgebäuden nebeneinander eine
Lösung finden lassen müsste. Lob-
ner-Schatzl: „Schön wär’s. Wir ha-
ben unterschiedliche Schulerhal-
ter.“ Stimmt. Für die Pflichtschu-
len, also die Neue Mittelschule und
die Polytechnische Schule in der
Schopenhauerstraße, ist die Stadt
Wien, für das Gymnasium Kloster-
gasse der Bund zuständig.

„Ich habe 80 bis 100 Prozent Kinder mit Migrationshintergrund. Die
meisten haben einen österreichischen Pass.“
Erika Tiefenbacher, Direktorin der Neuen Mittelschule

„Wenn unser Bildungssystem funktionieren würde, hätten wir keine
Kinder, die nach vier Jahren Volksschule nicht lesen, schreiben oder
rechnen können. Es muss ganz egal sein, woher sie kommen.“
Franz Burda, Direktor der Polytechnischen Schule

„Ich hab schon das Gefühl, dass die AHS im Vergleich zu den Neuen
Mittelschulen bewusst mager gehalten wird. Ich hätte nichts gegen
Teamteaching und muttersprachlichen Unterricht an meiner Schule.“
Karin Lobner-Schatzl, Direktorin des Gymnasiums Klostergasse

„Wir würden gern mehr Projekte mit den Kollegen des Gymnasiums
machen. Aber so einfach geht das nicht.“
Gerda Reißner, NMS-Lehrerin

„Im Gymnasium reicht es nicht, ein Projekt nach dem anderen zu
machen. Wir müssen auch unterrichten.“
Heinrich Nagy, AHS-Lehrer

O TON

WIEN (SN). Die vorzeitige Abberu-
fung des früheren Chefs des Bun-
desinstituts für Bildungsfor-
schung (Bifie), Josef Lucyshyn,
durch Unterrichtsministerin
Claudia Schmied (SPÖ) ist zu Un-
recht erfolgt. Das hat nach der
Disziplinarkommission im Unter-
richtsministerium in zweiter Ins-
tanz auch die Disziplinarober-
kommission im Kanzleramt bestä-
tigt. Das Unterrichtsministerium
kann gegen das Erkenntnis nur
noch beim Verwaltungs- bzw. Ver-
fassungsgerichtshof berufen.

Lucyshyn war Ende März 2012

mit sofortiger Wirkung entlassen
worden. Als Grund wurde vom
Ministerium angegeben, dass die-
ser den damaligen zweiten Bifie-
Leiter Günter Haider bei Auf-
tragsvergaben an Firmen und bei
Personalanstellungen nicht infor-
miert und seine Dienstaufsichts-
pflicht verletzt habe. Ein „schuld-
haftes Fehlverhalten“ könne aller-
dings „nicht nachvollzogen wer-
den“, zitiert die „Presse“ aus dem
Erkenntnis der Disziplinarober-
kommission. Das Ministerium hat
noch nicht entschieden, ob ein
Rechtsmittel eingelegt wird.

Schmied hat Bifie-Chef
zu Unrecht entlassen

Bild: SN/FOTOLIA
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